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Leitsätze 

1. Art. 57 Abs. 1 LV und Art. 54 Abs. 1 und 2 LV enthalten bezogen auf den 

kommunalen Finanzausgleich eigenständig nebeneinander bestehende 

Gewährleistungsgehalte. 

2. a) Art. 57 Abs. 1 LV normiert in vertikaler Hinsicht das Gebot der 

Verteilungssymmetrie und damit einen dynamischen, an die Höhe der 

allgemeinen Finanzausstattung des Landes gekoppelten kommunalen 

Anspruch auf gerechte und gleichmäßige Verteilung der im Land insgesamt 

zur Verfügung stehenden Mittel auf die kommunale Ebene einerseits und 

die Landesebene andererseits. 

b) Bei der horizontalen Verteilung der Finanzausgleichsmasse auf die 

verschiedenen kommunalen Aufgabenträger ergeben sich aus Art. 

57 Abs. 1 LV Anforderungen aus dem Gebot interkommunaler 

Gleichbehandlung, dem Gebot der Systemgerechtigkeit, dem Nivellierungs-

beziehungsweise Übernivellierungsverbot sowie dem Gebot der 

Aufgabengerechtigkeit. 

3. a) Durch Art. 54 Abs. 1 und 2 LV wird die kommunale Mindestausstattung 

gewährleistet, mit der die Lebensfähigkeit jedenfalls der kommunalen 

Ebene als solcher garantiert ist. Den Kommunen müssen gemäß Art. 54 

Abs. 1 und 2 LV Mittel in einem Umfang zur Verfügung stehen, die es ihnen 

ermöglichen, neben den Pflichtaufgaben noch ein Mindestmaß an 

freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben zu erledigen. 

b) Offen gelassen werden kann in diesem Verfahren, ob die durch Art. 54 

Abs. 1 und 2 LV gewährleistete Mindestausstattung unter 

Leistungsfähigkeitsvorbehalt steht und ob Art. 54 Abs. 1 und 2 LV einen 

individuell justiziablen Mindestausstattungsanspruch jeder einzelnen 



Kommune oder lediglich eine institutionelle Garantie bezogen auf die 

Gesamtheit der Kommunen enthält. 

4. a) Eine kommunale Verfassungsbeschwerde kann im Grundsatz neben der 

Behauptung der Verletzung der Selbstverwaltungsgarantie nach Art. 54 

Abs. 1 und 2 LV auch auf eine Verletzung von Art. 57 Abs. 1 LV gestützt 

werden. Die Beschwerdeführer müssen dabei für jede einzelne 

angegriffene einfachgesetzliche Norm darlegen, wie sie diese konkret und 

individuell in welchem geltend gemachten Recht betrifft. 

b) Im Hinblick auf Art. 57 Abs. 1 LV ist hierfür erforderlich, dass die 

jeweiligen Beschwerdeführer nachvollziehbar darlegen, inwieweit die 

angegriffene Norm dazu führt, dass der vertikale Finanzausgleich hinter 

den verfassungsrechtlichen Vorgaben einer angemessenen 

Finanzausstattung zurückbleibt, also das Symmetriegebot verletzt. Aus 

dem Vortrag muss sich nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 LVerfGG 

zumindest die Möglichkeit einer Verletzung des Symmetriegebots ergeben. 

c) Die Beschwerdebefugnis im Hinblick auf eine Verletzung des Anspruchs 

auf finanzielle Mindestausstattung aus Art. 54 Abs. 1 und 2 LV ist nur 

gegeben, wenn die beschwerdeführende Kommune darlegt, dass sie selbst 

infolge verfassungswidriger Ausgestaltung des Finanzausgleichs über keine 

hinreichende Mindestfinanzausstattung (mehr) verfügt. Hierfür muss sie 

ihre konkrete Haushaltslage aufzeigen und konkret darlegen, dass sie 

infolge der Minderung ihrer eigenen Einnahmen oder Kürzung der 

Zuweisungen die ihr obliegenden Aufgaben nicht im erforderlichen 

Mindestmaß erfüllen kann. Es muss ein faktischer Kompetenzentzug im 

Bereich der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben zumindest möglich 

erscheinen. 

d) Unter dem Gesichtspunkt der Beschwerdebefugnis ist für die horizontale 

Dimension des Art. 57 Abs. 1 LV zu verlangen, dass die Möglichkeit einer 

Verletzung der Grenzen des gesetzgeberischen Einschätzungs- und 



Gestaltungsspielraumes aufgezeigt wird. Des Weiteren bedarf es konkreten 

Vortrages, inwieweit sich diese Verletzung auf den eigenen Haushalt 

beziehungsweise auf die eigene Aufgabenerfüllung auswirkt. 

5. a) Die in § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 FAG 2014 festgesetzten fiktiven 

Hebesätze sind teilweise verfassungswidrig. Die Verwendung fiktiver 

Hebesätze an sich ist zulässig. Es besteht keine verfassungsrechtlich 

unterlegte Pflicht des Gesetzgebers, bei der Ausbildung der fiktiven Sätze 

nach weiteren Kriterien zu differenzieren. 

b) Die Ermittlung der durchschnittlichen Hebesätze auf der Grundlage der 

tatsächlichen Hebesätze des kreisangehörigen Bereiches ohne 

Berücksichtigung der tatsächlichen Hebesätze des kreisfreien Raumes ist 

nicht nachvollziehbar. 

6. a) Gegen die Einführung des in § 9 Abs. 1 und 4 FAG 2014 enthaltenen 

Soziallastenparameters bestehen keine durchgreifende Bedenken. 

b) Es fehlt im Hinblick auf § 9 Abs. 1 FAG 2014 an substantiellen 

Erhebungen des Gesetzgebers zu etwaig rauminduzierten Kosten der 

Aufgabenerfüllung. 


